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zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Abgeordneten Kamieth das Wort. 
Bitte schön. 

Jens Kamieth (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer die 
angespannte Situation der Kindertageseinrichtungen 
in Nordrhein-Westfalen kennt, dem ist klar:  

Es ist allerhöchste Zeit für das Kitaträger-Rettungs-
programm. Die erforderlichen Mittel in Höhe von ei-
ner halben Milliarde Euro stehen seit der Verabschie-
dung des Nachtragshaushalts zur Verfügung. Mit 
dieser Finanzspritze helfen wir, weitere Kitaschlie-
ßungen in Nordrhein-Westfalen abzuwenden, und 
sorgen dafür, dass nicht weitere Träger ihre Kinder-
tageseinrichtungen an die Kommunen abgeben.  

Wir reagieren sofort, damit es nicht zu weiteren Per-
sonaleinsparungen auf Kosten der Betreuungsquali-
tät kommt. Wir packen es an, damit der dringend be-
nötigte bedarfsgerechte Ausbau weitergehen kann. 

Indem wir kurzfristig ein Kitaträger-Rettungspro-
gramm auf den Weg bringen, versetzen wir die Kitas 
in Nordrhein-Westfalen nach Jahren des Stillstands 
endlich wieder in die Lage, aus der Finanzierungs-
krise herauszukommen.  

Das Grundproblem, die strukturell unzureichende Fi-
nanzierung von nordrhein-westfälischen Kinderta-
geseinrichtungen, ist tatsächlich seit Jahren bekannt. 
Durch die Untätigkeit der Vorgängerregierung befin-
den sich zahlreiche Träger der Kindertageseinrich-
tungen in einer echten finanziellen Notsituation. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Wir haben die Haus-
haltsmittel mehr als verdoppelt!) 

Während die Anforderungen an die Erzieherinnen 
und Erzieher mit dem Ausbau der frühkindlichen Bil-
dung stetig gestiegen sind, wurde die finanzielle Si-
tuation der Kindertagesbetreuung in unserem Land 
immer schlechter. Das hat strukturelle Gründe. 

Die im KiBiz verankerte Kindpauschale mit ihrer jähr-
lichen Steigerungsrate reicht nicht aus, um die in den 
letzten Jahren deutlich gestiegenen Kosten insbe-
sondere im Bereich des Personals aufzufangen. An 
dieser Misere haben auch die ohne Evaluation 
durchgeführten Änderungen der letzten Regierung 
nichts geändert. Die Folge: Freie und kommunale 
Träger ziehen sich aus der Einrichtungsfinanzierung 
zurück. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Kommunale Trä-
ger ziehen sich zurück?) 

Gleichzeitig wird der Ausbau der Betreuungskapazi-
täten be- und verhindert. An dieser Unterfinanzierung 
hagelte es Kritik von ausnahmslos allen Seiten. 
Trotzdem kam es bis heute nicht zu strukturellen Ver-
änderungen des KiBiz. 

Wir packen es jetzt an, damit endlich das geschieht, 
worauf die Kitas schon jahrelang warten. Mit dem 
Kitaträger-Rettungspakt und den Mitteln aus dem 
Nachtragshaushalt leisten wir wichtige Soforthilfe für 
die Kitas, die schon längst an die Grenzen ihrer Be-
lastbarkeit gestoßen sind. 

Mit dem Gesetz zur Rettung der Trägervielfalt von 
Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen 
unterstützt das Land bis zur KiBiz-Reform alle Träger 
von Kindertageseinrichtungen unbürokratisch mit 
Einmalbeträgen. Der Einmalbetrag kann sofort oder 
auch im nächsten Kalenderjahr eingesetzt werden, je 
nachdem, wie es für jede einzelne der 10.000 Kitas 
im Land am besten passt. 

Auch die Kommunen beteiligen sich an der Finanzie-
rung, an der Stabilisierung der Kindertagesbetreu-
ung, indem sie schon jetzt Zuschüsse schultern. Die 
kommunalen Spitzenverbände beziffern diese auf 
200 Millionen € pro Jahr. Es ist unser Ziel, auch in 
Zukunft gemeinsam die wichtige Aufgabe der Kinder-
betreuung zu sichern. 

Um ein bedarfsgerechtes und strukturell auskömm-
lich finanziertes Kinderbetreuungsangebot in Nord-
rhein-Westfalen zu gewährleisten, muss zunächst 
ein Finanzierungsraum geschaffen werden, der 
Kommunen und Trägern eine dauerhaft sichere fi-
nanzielle Basis bietet. Bei deren Gestaltung werden 
wir in den nächsten Wochen und Monaten eine initi-
ative und aktive Rolle übernehmen. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Von einer Landesre-
gierung sollte man das auch erwarten kön-
nen!) 

Im zuständigen Ausschuss waren wir uns alle dar-
über einig, dass die Kitas das Geld sofort benötigen. 
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Wir haben ein beschleunigtes Verfahren vereinbart; 
dafür vielen Dank auch an die anderen Fraktionen. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Ich werbe darum, heute mit der Verabschiedung die-
ses Gesetzes einen großen Schritt in Richtung Ret-
tung der Kitas zu gehen – für eine gute frühkindliche 
Bildung und eine deutliche Entlastung unserer Erzie-
herinnen und Erzieher. 

Es handelt sich bei diesem Gesetz um einen ersten 
Schritt, um den Betrieb sicherzustellen. Die Ent-
schließungsanträge müssen wir daher ablehnen. 

Es ist schön, zu sehen, dass die Opposition uns das 
in einem halben Jahr zutraut, was sie selbst in sieben 
Jahren nicht geschafft hat. 

(Beifall von der CDU – Josefine Paul 
[GRÜNE]: Das steht da nicht drin! Das wüss-
ten Sie, wenn Sie die Anträge gelesen hätten!) 

Aber die inhaltlichen Festsetzungen in den Anträgen 
von Rot-Grün führen gerade dazu, dass das Geld 
nicht sofort ausgezahlt wird. Deswegen kommen 
nach diesem ersten Schritt die nächsten Schritte. Bis 
dahin wünsche ich uns eine gute Beratung und lade 
dazu ein, dies gemeinsam zu gestalten. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kamieth. – Als nächster Redner hat für die Frak-
tion der SPD der Kollege Dr. Maelzer das Wort. Bitte 
schön.  

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Soeben wurde 
uns der vorliegende Gesetzentwurf in leuchtenden 
Farben beschrieben, der Kitas Einmalzahlungen zwi-
schen 515 und 1.800 € pro Kind bringen soll. Dabei 
durfte natürlich auch der geschichtsklitternde Blick 
zurück nicht fehlen. Aber befassen wir uns damit, 
was Schwarz-Gelb hier vorgelegt hat. 

Um dieses Gesetz zu finanzieren, bedienen sich 
CDU und FDP eines Haushaltstricks. Sie zahlen die 
Gesamtsumme, die für zwei Kitajahre gedacht ist, in 
einem Rutsch über den Nachtragshaushalt 2017 
aus.  

Das hat für Schwarz-Gelb entscheidende Vorteile. 
Zum einen klingt die Summe von 500 Millionen € 
wuchtiger, und das ist immer gut fürs Regierungs-
marketing. Zum anderen – und das dürfte das Haupt-
motiv sein – hätten Sie die Mittel über drei Haushalts-
jahre abbilden müssen. Jetzt aber missbrauchen Sie 
die Rücklagen der Träger als Schattenhaushalt. Sie 
kaschieren so die eigentlich notwendige Neuver-
schuldung des Landes für 2018 und für 2019. Das ist 

weder redlich noch vernünftig. Es ist ein Verstoß ge-
gen die Prinzipien der Haushaltsklarheit und Haus-
haltswahrheit und der Wirtschaftlichkeit.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU: 
Klagt doch vorm Verfassungsgericht!) 

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt, dieses 
Vorgehen hat Vorteile für Schwarz-Gelb.  

Aber hat es auch Vorteile für die Kitalandschaft? Das 
Gegenteil ist der Fall: Auch zum kommenden Kitajahr 
werden neue Einrichtungen eröffnet werden. Und 
auch zum neuen Kitajahr werden weitere Plätze ge-
schaffen. Das sind zusätzliche Plätze, die Eltern und 
Kinder dringend benötigen. Doch diese neuen Plätze 
werden von diesem Gesetz nicht profitieren. Kein 
Cent zusätzliches Geld wird es für diese neuen 
Plätze geben. Also starten diese Plätze in Nordrhein-
Westfalen von Beginn an mit einer Unterfinanzie-
rung, und das ist ein Schlag ins Gesicht der Träger, 
die wir doch so dringend für den weiteren Ausbau der 
Kinderbetreuung in unserem Land gewinnen müs-
sen. Aber genau das ist eben Resultat Ihres Haus-
haltstricks. 

Manche Bereiche lassen Sie gänzlich außen vor. 
Auch die Kindertagespflege in Nordrhein-Westfalen 
sieht von den Mitteln keinen einzigen Cent. 

Damit aber nicht genug: Das Gesetz verkennt auch 
die ungleichen Bedarfe der bestehenden Einrichtun-
gen in Nordrhein-Westfalen. Sie verteilen das Geld 
mit der Gießkanne. Das wird den unterschiedlichen 
Problemlagen der Träger nicht gerecht. Darum ha-
ben die Ihnen in der Verbändebeteiligung eine ju-
gendamtsübergreifende Mittelverwendung vorge-
schlagen. Leider haben Sie diesen Wunsch komplett 
ignoriert. Stattdessen haben Sie in der jüngsten Sit-
zung des Familienausschusses verkündet, die KiBiz-
Lücke sei geschlossen.  

Wir haben allerdings große Zweifel daran, dass die 
strukturelle Unterfinanzierung nunmehr beseitigt ist, 
und damit sind wir uns mit den Trägern in Nordrhein-
Westfalen auch einig.  

(Zuruf von der CDU) 

Meine Damen und Herren, Sie hören, es gibt eine 
Menge berechtigte Kritik am Gesetzentwurf der 
Mitte-rechts-Koalition. Dennoch wird sich die SPD-
Fraktion zusätzlichem Geld für unsere Kitas nicht 
verschließen. Wir werden uns bei der Abstimmung 
enthalten. Wir tun das auch, weil wir Opposition an-
ders machen wollen, als wir es zu unseren Regie-
rungszeiten von Ihnen erlebt haben. Uns geht es 
nicht um Obstruktion, sondern um die Kinder, Fami-
lien und Kitas in unserem Land. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb müssen wir jetzt den Blick möglichst rasch 
in die Zukunft richten. Ihr Gesetz verschiebt eine 
grundständige Revision um weitere zwei Jahre. Die 
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ist aber dringend notwendig, denn das KiBiz darf in 
dieser Form keinen Bestand haben. In unserer Re-
gierungszeit haben wir die Landesmittel für das KiBiz 
von 1,1 auf 2,8 Milliarden € erhöht. Aber für eine 
durchgreifende Reform braucht es alle Beteiligten – 
nicht nur das Land, sondern auch die Träger und die 
Kommunen.  

Zuletzt war es uns gelungen, die Kommunen wieder 
ins Boot zu holen und gemeinsam die jährliche Dy-
namisierung zu verdoppeln. Jetzt kommt es darauf 
an, dass die Kommunen weiter im Boot bleiben. Des-
halb unterstützen wir die Forderung des Städtetages, 
dass ein neues Gesetz bis zum 01.08.2018 kommen 
muss, damit Jugendämter und Träger ausreichend 
Vorlaufzeit erhalten. 

Von der Landesregierung erwarten wir, dass sie jetzt 
einen Fahrplan für ein grundständig neues Kitages-
etz vorlegt. Grundlage dafür muss zukünftig eine So-
ckelfinanzierung sein, damit unsere Kitas Planungs-
sicherheit haben. Darüber hinaus muss es Zu-
schüsse geben, die sich an der Belegung, aber auch 
an einem Sozialindex orientieren. Die reale Kosten-
entwicklung in den Einrichtungen muss künftig be-
rücksichtigt und ein besserer Personalschlüssel er-
möglicht werden. Auf diese Art könnten Träger ihre 
Einrichtung auskömmlich finanzieren und mit einer 
verbesserten Qualität betreiben.  

Für die SPD ist klar: Land, Kommunen und Träger 
tragen eine gemeinsame Verantwortung, aber das 
Land muss künftig einen deutlich höheren Finanzie-
rungsanteil übernehmen, und diesen Weg müssen 
wir jetzt gemeinsam zügig beschreiten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Dr. Maelzer. – Als nächster Redner hat der Ab-
geordnete Hafke für die FDP das Wort. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute ist 
ein wichtiger Tag für die Kindertageseinrichtungen, 
für die Träger und für die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen. Wir reparieren und retten die Kitaland-
schaft in Nordrhein-Westfalen mit 500 Millionen €. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Warum machen wir das, meine Damen und Her-
ren? – Weil in den letzten Jahren durch Untätigkeit 
der SPD und der Grünen 80 % der Kindertagesein-
richtungen defizitär arbeiten.  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: 2,8 Milliarden! Das 
ist für Sie Untätigkeit?) 

Die stehen kurz vor der Insolvenz. Es erfolgen in 
Nordrhein-Westfalen Trägerabgaben, Kitaschließun-
gen, und das ist Ihr Erbe, das Sie uns hinterlassen 
haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Dr. Den-
nis Maelzer [SPD]: 2,8 Milliarden €, die Sie 
zum Teil abgelehnt haben!) 

Hannelore Kraft ist in 2010 mit dem Versprechen an-
getreten, ein neues Kinderbildungsgesetz auf den 
Weg zu bringen. Bis 2012 ist nichts passiert. Dann 
hat sie es 2012 versprochen. Bis 2017 ist wieder 
nichts passiert. Die letzten zwei Jahre haben wir mit 
Frau Ministerin Kampmann darüber diskutiert, die 
nicht mal in der Lage war, ein Eckpunktepapier für 
ein neues Gesetz vorzulegen. Im Ministerium ist 
nichts vorhanden gewesen, wir müssen bei null an-
fangen, um die Hausaufgaben zu machen, die Sie 
sieben Jahre lang nicht hinbekommen haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
der CDU: So war das! – Widerspruch von den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, deswegen können wir 
festhalten, dass das Kinderbildungsgesetz, Ihr Kin-
derbildungsgesetz von SPD und Grünen, gescheitert 
ist und wir das jetzt neu und richtig machen müssen.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
der SPD: Mit dem KiBiz hattet Ihr nie etwas zu 
tun!) 

Und deswegen sage ich Ihnen ganz klar und deut-
lich: Wir werden uns nicht von Ihnen treiben lassen. 
Wir haben jahrelang nur hohle Versprechungen ge-
hört, aber keine Umsetzungen wahrgenommen. Wir 
werden jetzt das machen, was am dringendsten nötig 
ist, nämlich erst einmal die Kitas in eine finanzielle 
Situation versetzen, dass sie überhaupt wieder arbei-
ten können und nicht um die Arbeitsplätze und die 
Zukunft Angst haben müssen. Das ist der erste 
Schritt.  

Nachdem ich Ihre Anträge, insbesondere den von 
der SPD, gelesen habe, muss ich sagen: Einen ge-
wissen Humor bringt die SPD tatsächlich mit. Ich 
weiß nicht, wie man sich innerhalb von drei, vier Mo-
naten so weit von der Realität zu entfernen kann, wie 
Sie das mit Ihrem Antrag geschafft haben. Ich finde, 
das, was Sie hier heute dokumentiert haben, ist das 
größte Eingeständnis, dass Sie nicht in der Lage 
sind, zu regieren und Politik zu machen, und das ist 
auch der Grund, warum Sie vor ein paar Monaten ab-
gewählt wurden. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Hafke, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. 
Herr Kollege Müller von der SPD würde Ihnen gerne 
eine Zwischenfrage stellen.  
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Marcel Hafke (FDP): Sehr gerne. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte. 

Frank Müller (SPD): Herr Kollege Hafke, vielen 
Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Da 
Sie gerade von Angst sprachen und von Trägern, die 
reihenweise Insolvenz anmelden müssten, wenn die-
ses Trägerrettungspaket nicht käme: Können Sie uns 
das vielleicht beziffern? Wir hatten zu dem Thema 
eine Kleine Anfrage an die Landesregierung gerich-
tet, die nicht beantwortet worden ist. Vielleicht kön-
nen Sie uns eine Zahl dazu nennen, wie viele Ein-
richtungen konkret von der Rückgabe der Träger-
schaft betroffen sind bzw. welche Träger in Nord-
rhein-Westfalen in der kommenden Zeit Insolvenz 
anmelden müssen. 

(Zuruf von der CDU) 

Marcel Hafke (FDP): Herr Kollege, ich zitiere gerne 
den ehemaligen Sprecher der SPD-Fraktion, Wolf-
gang Jörg: Es gibt erstens kein Erkenntnisdefizit, und 
wenn Sie – zweitens – mal mit den Betroffenen spre-
chen, dann kriegen Sie schnell mit, wie die Lage ist. 

Wir haben viele Anhörungen im Landtag Nordrhein-
Westfalen zu diesem Thema durchgeführt. Wir ha-
ben bei der AWO in Rheinberg diese Situation. Im 
Erzbistum Köln laufen 80 % der Einrichtungen defizi-
tär. Wir haben in Wuppertal – in meiner Heimat-
stadt – Trägerabgaben gehabt. Wir können ganz 
Nordrhein-Westfalen durchgehen: Wir haben in jeder 
Kommune die Situation, dass die Hütte brennt.  

Ich drehe mal den Spieß um: Sagen Sie mir einmal, 
wie viele Träger und Kitas im Moment mit dem Geld 
auskommen. Ich kenne keine Kita, in der man sagt: 
Wir können das Geld gar nicht gebrauchen. – Jede 
Kita in Nordrhein-Westfalen braucht diese finanziel-
len Mittel. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn wir ehrlich sind – daraus habe ich nie ein Hehl 
gemacht; ich habe auch nie dagegengestimmt, als 
die Vorgängerregierung Gelder ins System einge-
stellt hat –:  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Das stimmt doch 
nicht! Natürlich habt ihr dagegengestimmt! 
Bist du da rausgegangen?) 

Wir wissen, dass wir in Zukunft zusätzliche finanzielle 
Mittel ins System geben müssen. Aber wissen Sie, 
was Ihr Kardinalfehler war? Weil Sie irgendwelche 
Wahlversprechen reingepustet haben, haben Sie da-
mals die Beitragsfreiheit für Kinder im letzten Kinder-
gartenjahr eingeführt, was den Steuerzahler mittler-
weile 180 Millionen € kostet – pro Jahr.  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Und nicht mehr 
die Eltern!) 

Jetzt überlegen Sie einmal, für welche Qualitätsauf-
wüchse wir sorgen könnten, wenn wir das Geld tat-
sächlich in die Kitas investieren und nicht mittlere und 
hohe Einkommen entlasten würden, so, wie Sie das 
gemacht haben.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Marlies 
Stotz [SPD]: Familienförderung! Schon mal 
was davon gehört?) 

Meine Damen und Herren, es ist ein guter und richti-
ger Schritt, den wir heute hier machen werden. Ich 
bin froh und stolz, dass es innerhalb dieser kurzen 
Zeit – innerhalb von drei Monaten nach der Amts-
übernahme – gelungen ist, das Rettungspaket auf 
den Weg zu bringen. Aber das ist nicht alles. Wir wer-
den jetzt in einem mehrstufigen Verfahren die Kita-
landschaft in Nordrhein-Westfalen reformieren, um 
aus dieser verheerenden Situation herauszukom-
men.  

Der nächste Schritt wird sein, ein neues Finanzie-
rungssystem und eine umfassende Reform des Kin-
derbildungsgesetzes auf den Weg zu bringen. Im da-
rauffolgenden Schritt müssen wir dringend über Qua-
litätsverbesserungen diskutieren und im letzten 
Schritt über Flexibilität, damit die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf auch tatsächlich gelingt. 

Deswegen haben wir das auch so in den Koalitions-
vertrag geschrieben. Ich bin dem Minister und der 
Regierung sehr dankbar, dass dieser Gesetzentwurf 
so schnell vorgelegt wurde. Die Freien Demokraten 
werden dem Gesetzentwurf heute zustimmen und 
freuen sich, dass die Kitas das Geld noch in diesem 
Jahr erhalten werden. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hafke. – Der Abgeordnete Dr. Maelzer 
hat sich noch einmal zu einer Zwischenfrage gemel-
det. Wollen Sie sie zulassen?  

An den Kollegen Dr. Maelzer geht der Hinweis: Es 
ist, auch wenn man Zwischenfragen stellt, wesentlich 
leichter, an dem Platz zu sitzen, der im System ein-
gebucht ist. – Bitte schön. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin, dass Sie mich trotzdem erkannt haben. – Lie-
ber Marcel Hafke, da dem Landtag bislang noch kein 
Fahrplan vorliegt, wie die Revision vonstattengehen 
soll, und Sie eben auf vier Stufen hingewiesen ha-
ben, können wir dann davon ausgehen, dass das in 
einem Gesetz vorgelegt wird, oder bevorzugen Sie 
für jede Stufe ein eigenes Gesetzgebungsverfahren? 
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Marcel Hafke (FDP): Ich empfehle die Lektüre des 
Koalitionsvertrags von Nordrhein-Westfalen; da steht 
das nämlich. Wir haben dort hineingeschrieben, dass 
wir das in einem ersten Schritt machen werden. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Also drei Ge-
setze?) 

– Ich habe gerade gesagt, dass wir verschiedenste 
Stufen abarbeiten müssen. Ich will Ihnen auch erklä-
ren, warum. Um zum Beispiel Qualitätsverbesserun-
gen in Nordrhein-Westfalen zu erzielen, brauchen wir 
Erzieherinnen und Erzieher. Wir wissen, dass in 
Nordrhein-Westfalen über 16.000 Erzieherinnen und 
Erzieher fehlen.  

Jetzt frage ich Sie, was Sie damals getan haben, um 
die Situation in Nordrhein-Westfalen zu verbessern, 
sodass wir mehr Erzieherinnen und Erzieher haben. 
Sie haben meines Erachtens relativ wenig bis gar 
nichts getan. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: U3-Pauschale 
eingeführt!) 

Daher müssen wir jetzt erst einmal die Themen „Aus-
bildung von Erzieherinnen und Erziehern“ und „Ar-
beitsplatzgestaltung/Arbeitsbelastung“ klären, damit 
dieser Beruf attraktiv wird. Das heißt, wir können uns 
die Erzieherinnen und Erzieher nicht aus der Rippe 
schneiden, sodass sie morgen zur Verfügung ste-
hen, sondern das ist ein Prozess, den wir jetzt in 
Gang setzen müssen.  

Das ist aber die Situation, die wir vorgefunden haben: 
dass in den letzten sieben Jahren viele wolkige An-
kündigungen und tolle Worte gemacht wurden, aber 
sehr wenig Substanzielles auf den Weg gebracht 
worden ist. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Jetzt antworten 
Sie doch einfach auf die Frage! Das ist doch 
gar nichts Schlimmes!) 

Das heißt – hören Sie doch einfach mal zu –, wir wer-
den verschiedenste Schritte machen müssen, um im 
Ergebnis in fünf Jahren eine deutlich bessere Kita-
landschaft vorzufinden, die nicht mehr die strukturel-
len Probleme hat, die Sie uns hinterlassen haben. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Hafke. – Als nächste Rednerin 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kol-
legin Paul das Wort. 

Josefine Paul (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Ka-
mieth, Herr Kollege Hafke, um große Worte scheint 
die NRW-Koalition nie verlegen zu sein. Da wird re-
pariert und gerettet, und es wird endlich zur Tätigkeit 

übergegangen, nachdem die alte Landesregierung in 
den letzten sieben Jahren nichts gemacht hat, außer 
die Haushaltsmittel zu verdoppeln, was, glaube ich, 
nur in Ihrer Welt absolute Untätigkeit ist. Aber gut.  

Mit dem Gesetz zur Rettung der Trägervielfalt der 
Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen – 
das stellt auch niemand in Abrede – verschafft sich 
die Landesregierung jetzt tatsächlich Luft, um die 
nächsten Stufen ihres angekündigten Vierstufen-
plans umsetzen zu können.  

Die kurzfristige 500-Millionen-€-Finanzspritze ist laut 
Ankündigung des Ministers – Herr Hafke hat uns das 
auch mehr oder weniger wolkig noch einmal darge-
legt – die erste Stufe.  

Ich habe auch im Ausschuss schon mehrfach ge-
sagt: Natürlich sehen wir alle die dringende Notwen-
digkeit, mehr Mittel für die Kitas im System zu ha-
ben – aber auch für die Kindertagespflege, die in Ih-
rem Gesetzentwurf leider überhaupt keine Erwäh-
nung findet, Herr Minister.  

Vor diesem Hintergrund werden wir das Gesetz auch 
nicht ablehnen; das haben wir auch im Ausschuss 
nicht getan. Wir werden uns aber zu diesem Gesetz-
entwurf enthalten. Denn an vielen Stellen – das kön-
nen wir Ihnen leider nicht ersparen – scheint doch die 
heiße Nadel, mit der dieses Gesetz gestrickt worden 
ist, erstaunlich deutlich durch.  

Kollege Maelzer hat es auch gerade schon ange-
sprochen – Sie werden das nicht hören wollen, Herr 
Hafke, aber ich werde es trotzdem noch einmal sa-
gen –: Natürlich ist das ein Taschenspielertrick, mit 
dem Sie hier die finanziellen Mittel für die Kitas erst 
einmal im Nachtragshaushalt verstecken, dann auch 
noch in der Rücklage der Träger parken und damit 
sagen: Ach, das ist alles im 2017er-Haushalt. Mit 
2018 und der dortigen Bilanz hat das nichts zu tun.  

Und: Natürlich möchten Sie diese Gelder für das 
Kitajahr 2018/2019, wie es haushalterisch eigentlich 
richtig wäre, nicht im Haushalt für 2018 abbilden. 
Denn der Finanzminister hat ja gestern noch groß er-
klärt, dass eine schwarze Null einem nicht in den 
Schoß fällt. Ja, scheinbar fällt Ihrem Finanzminister 
so eine schwarze Null tatsächlich nicht in den Schoß. 
Denn vorsorglich werden die Mittel nicht im Haushalt 
2018 eingestellt, sondern in der Rücklage der Ein-
richtungen geparkt und quasi in einem Schatten-
haushalt bei den Einrichtungen zwischengelagert. 
Das kann den Einrichtungen prinzipiell erst einmal 
egal sein, die die Mittel gut gebrauchen können. 
Aber, Herr Minister Stamp, Herr Minister Lienenkäm-
per, haushaltspolitische Redlichkeit sieht anders aus.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, deutlich wird die 
heiße Nadel auch, weil dem Prinzip „Ungleiches un-
gleich behandeln“ bei Ihrem Gießkannenprogramm 
nicht Rechnung getragen werden kann. Das nehmen 
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Sie billigend in Kauf – wir haben das auch im Aus-
schuss so miteinander diskutiert –, aber auch um die 
Gefahr, dass die Ungleichheiten zwischen den Ein-
richtungen noch größer werden. Ich erinnere daran, 
dass der Staatssekretär im Ausschuss gesagt hat: 
Ja, gut, wenn die die Mittel jetzt nicht für die Rettung 
brauchen, dann tun die die halt woanders hin. Das ist 
ja auch okay. 

Ja, das würden wir vielleicht sogar unterschreiben, 
aber das hat doch mit Ihrer großspurigen Ankündi-
gung, Sie hätten flächendeckend alle Kitas retten 
müssen, weil alle Kitas kurz vor dem Zusammen-
bruch gestanden hätten, dann doch nicht mehr so 
richtig viel zu tun.  

Sie sollten doch das, was in der Verbändeanhörung 
deutlich geworden ist – nicht vonseiten der Opposi-
tion, sondern vonseiten der Träger –, tatsächlich 
ernst nehmen. Erleichtern Sie doch im Sinne der Trä-
ger, wie die Sie auch aufgefordert haben, die jugend-
amtsübergreifende Übertragbarkeit der Mittel, und 
ermöglichen Sie den Trägern so, die Mittel auch wirk-
lich den Einrichtungen zukommen zu lassen, die sie 
am dringendsten brauchen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu Recht weist der 
Gesetzentwurf der Landesregierung darauf hin, dass 
die Finanzierungslücke Folge der Kindpauschalen 
und der zu geringen Dynamisierung ist. Sie wissen 
allerdings auch, wer diesen Systemfehler zu verant-
worten hat. Das KiBiz haben doch Sie gemacht, und 
das immer und immer wieder zu bestreiten und zu 
sagen, das sei unser KiBiz, macht die Wahrheit auch 
nicht weniger wahr. Es ist nach wie vor ein schwarz-
gelbes KiBiz.  

Zur Wahrheit gehört eben auch: 2015 ist es der da-
maligen rot-grünen Landesregierung endlich gelun-
gen, sich mit den kommunalen Spitzenverbänden 
auf das Gesetz zur überbrückenden Verbesserung 
der finanziellen Ausgestaltung zu verständigen und 
damit die vorübergehende Erhöhung der Dynamisie-
rung auf 3 % zu ermöglichen. Überbrückende Finan-
zierung deshalb, weil sich mittlerweile ja nun alle ei-
nig sind – ich nehme mal so zwischen den Zeilen 
wahr, dass sogar Sie sich in diesem Bereich mittler-
weile mit sich selbst einig sind –, dass das KiBiz am 
Ende seiner Reformierbarkeit und gescheitert ist 

(Beifall von Dr. Dennis Maelzer [SPD]) 

und wir nun ein neues Gesetz brauchen.  

Da sind Sie jetzt in der Verantwortung, ob Sie das 
jetzt so wollen oder nicht, aber es ist jetzt Ihre Lan-
desregierung, und Sie sind in der Verantwortung, 
schnellstmöglich ein neues Gesetz vorzulegen, das 
die Kitas im Land auskömmlich finanziert und den 
Trägern Planungssicherheit gibt.  

Herr Minister, dann zünden Sie jetzt bitte Stufe 2 und 
legen Sie uns einen konkreten Zeitplan vor, wie Sie 

sich die Reform des Gesetzes bzw. eine Neuauflage 
eines Gesetzes vorstellen.  

Noch ein Hinweis – ich habe es gerade schon ange-
deutet – mit Blick auf die heiße Nadel: In Ihrem Ge-
setz sparen Sie einen Bereich komplett aus. Das ist 
der Bereich Kindertagespflege, der aber ein wesent-
licher Baustein unserer Landschaft hier in Nordrhein-
Westfalen ist. Sparen Sie zukünftig nicht weiter an 
der Kindertagespflege, sondern sorgen Sie auch hier 
für eine auskömmliche Finanzierung und für die 
beste Qualität für unsere Kinder. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Paul. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion der AfD Frau Dworeck-Danielowski 
das Wort.  

Iris Dworeck-Danielowski (AfD): Sehr verehrte Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Manchmal ist es richtig schön, Abgeordnete einer so 
jungen Partei zu sein. Man betritt das Spielfeld, sieht 
die Trümmer und trägt dafür keine Verantwortung. 
Das ist so eine Art Gnade der späten Parteigrün-
dung.  

Wir sehen also das Desaster, und jetzt soll ein Repa-
raturgesetz den Schaden notdürftig beheben. Es 
liegt wohl in der Natur der Sache, dass man da auch 
eine heiße Nadel erkennen kann.  

Um was geht es? – Um die Rettung der Trägervielfalt 
geht es auf jeden Fall nicht, wenn auch der Titel des 
Gesetzes uns das glauben machen will. Ja, es sind 
dringend Sofortmaßnahmen notwendig. Keiner, der 
sich für Familien starkmacht, kann wirklich die Ge-
fährdung von Kindergärten wollen, auch wenn wir die 
ausschließliche Fokussierung auf die Kindertages-
stätten beim Thema „Kinderbetreuung“ für falsch hal-
ten.  

Umso verwunderlicher ist es, dass es, obwohl Ihnen 
allesamt die Fremdbetreuung von Kindern so am 
Herzen liegt, zu so einer brenzligen Lage für die Kitas 
kommen konnte – so brenzlig, dass nur noch ein 
Geldstrom hier, jetzt und sofort deren Überleben si-
chert.  

Verantwortung für diese Misere tragen allerdings Sie 
alle gemeinsam, sprich CDU, FDP, SPD und die Grü-
nen. Um das zu belegen, braucht man auch keine 
höhere Weisheit. Es reicht eigentlich ein Rückblick 
zur Historie des mittlerweile doch schon zehn Jahre 
alten Gesetzes. 

Es wurde seinerzeit unzulänglich geplant und fahr-
lässig umgesetzt, und diese Scheinlösung für die 
Kinderbetreuung wurde dann auch noch hochtra-
bend „Kinderbildungsgesetz“ genannt. Denn dieses 
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Gesetz – unter der Ägide seinerzeit und Verantwor-
tung des damaligen Ministers und heutigen Minister-
präsidenten Armin Laschet entworfen und 2007 in 
Kraft gesetzt – hat einen entscheidenden Geburts-
fehler. Es war und ist schlicht unterfinanziert. Das hat 
die damalige Koalition aus CDU und FDP anschei-
nend nicht gestört. Denn Sie haben es ja schließlich 
gemeinsam hier im Landtag verabschiedet.  

Aber auch die rot-grüne Regierung der letzten sieben 
Jahre hat das sich von Jahr zu Jahr verschlimmernde 
Problem entweder nicht wahrnehmen können, nicht 
wahrhaben wollen, oder sie hat es mal wieder ver-
schlafen. Auf jeden Fall haben Sie jeglichen Ret-
tungsversuch unterlassen.  

Gerade mit Blick auf diese Ära finde ich Ihre beiden 
Entschließungsanträge wirklich den blanken Hohn. 
Denen kann man auch beim besten Willen nicht zu-
stimmen.  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Ihre Zustimmung 
wollen wir auch gar nicht!) 

– Ja, das ist mir klar.  

Jetzt ist die Rettung in letzter Sekunde notwendig, 
und wir werden uns dieser Pflicht auch nicht entzie-
hen, denn wir wollen weder die Trägerlandschaft 
noch die Familien und erst recht nicht die Kinder zu 
Opfern Ihrer Schlafmützigkeit werden lassen.  

Aber dieses Rettungsmanöver kann auch noch nicht 
alles gewesen sein. Wir sehen die Koalition unverän-
dert in der Pflicht, die Eltern der Kitakinder finanziell 
zu entlasten. Es kann doch nicht sein, dass gerade 
Familien, in denen beide Elternteile arbeiten gehen 
müssen, weil sie sonst überhaupt nicht über die Run-
den kommen, und deshalb darauf angewiesen sind, 
einen Kindergartenplatz zu haben, trotz ihres mäßi-
gen Einkommens in vielen Kommunen – beispiels-
weise in Köln – bis zu 10 % ihres Nettogehalts für ei-
nen Kindergartenplatz ausgeben müssen. Das ist 
extrem belastend. 

Weiter sprechen Sie in Ihrem Koalitionsvertrag von 
echter Wahlfreiheit. Allerdings sind fast 80 % aller El-
tern Arbeiter und einfache Angestellte. Ein Blick auf 
die Durchschnittsgehälter und -löhne in Nordrhein-
Westfalen macht sehr deutlich: Diese Eltern können 
sich eine Betreuung zu Hause gar nicht mehr leisten; 
sie müssen beide arbeiten gehen. Deshalb nehmen 
wir Sie beim Wort und hoffen, dass Sie in Zukunft 
auch diesen Eltern die Betreuung eines Kleinkinds zu 
Hause ermöglichen. 

Was bleibt also abschließend zu sagen? Im Prinzip 
haben Sie sich in der Kitafrage bisher allesamt nicht 
mit Ruhm bekleckert. Dieses Reparaturgesetz ist 
zwingend notwendig. Aber es dokumentiert auch Ihr 
gemeinsames Versagen. 

Nun ja, wie man so schön sagt: Wer den Schaden 
hat, braucht für den Spott nicht zu sorgen. – Der 

Wähler soll und wird hoffentlich sein eigenes Urteil 
fällen. 

Zu den eben angesprochenen 87 % kann ich nur sa-
gen: Wer von 89,3 % nicht gewählt wurde, sollte sol-
che Kommentare vielleicht unterlassen. – Danke 
schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Das war Frau 
Abgeordnete Dworeck-Danielowski. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Herrn Minister Dr. Stamp 
das Wort. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich sehr, 
dass wir heute gemeinsam dieses Rettungspaket für 
die Trägervielfalt in Nordrhein-Westfalen auf den 
Weg bringen können. Das ist ein guter Tag für die 
Kindertagesstätten und für die Kinder hier in Nord-
rhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Herr Dr. Maelzer, ich finde es immer wieder faszinie-
rend, mit welcher Chuzpe Sie nach den letzten sie-
ben Jahren hier auftreten. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Dass dann Frau Paul noch sekundiert, das sei ja ur-
sprünglich mal ein Gesetz von Herrn Laschet gewe-
sen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt ja wohl 
nicht!) 

und dass Sie nach sieben Jahren nicht in der Lage 
gewesen sind, ein eigenes Gesetz auf den Weg zu 
bringen, uns aber vorwerfen, dass wir nach vier oder 
fünf Monaten immer noch keinen Gesetzentwurf vor-
legen, ist ein Stück aus dem Tollhaus. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Josefine Paul [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, ich bin auf vielen Veran-
staltungen gewesen. Aber die Beobachtung, dass 
die Träger diese Finanzierung und dieses Rettungs-
paket problematisch finden, haben Sie vollkommen 
exklusiv. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Außerhalb dieses Hauses gibt es keinen, der das so 
sieht, sondern alle sind der Meinung, dass das der 
richtige Schritt ist. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir bleiben nicht dabei stehen; Sie haben das ange-
sprochen. Wir werden weitere Schritte gehen. Wir 
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werden jetzt an die Systematik der Finanzierung des 
KiBiz herangehen. 

Wir werden uns im nächsten Schritt darüber unter-
halten, dass wir zuerst die dauerhafte Finanzierung 
sicherstellen. Dann werden wir über die Qualität 
sprechen und als letzten Schritt über die Frage, wie 
man gerade in den Randzeiten eine andere Flexibili-
sierung ermöglichen kann. 

Die Kitas waren über Jahre unterfinanziert, und wir 
haben uns dafür entschieden, diesen Weg jetzt be-
sonders unbürokratisch zu gehen. Wir hätten natür-
lich auch alles ausdifferenzieren können, wie das von 
Ihrer Seite aus nahegelegt wird. Aber, meine Damen 
und Herren, was wäre denn die Konsequenz gewe-
sen? – Wir hätten es nicht mehr in diesem Jahr er-
möglichen können. Allerdings haben alle auf das Sig-
nal gewartet, dass es dieses Jahr klappt und das 
Geld auch noch dieses Jahr ausgezahlt wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir wollen allen Kindern 
in Nordrhein-Westfalen von Anfang an gute Entwick-
lungschancen bieten. Das ist eines der Kernziele die-
ser Landesregierung. Das gilt übrigens für alle Kin-
der – unabhängig von ihrer Herkunft. Wenn Sie das, 
Herr Maelzer, „Mitte rechts“ nennen, dann sage ich 
Ihnen ganz ehrlich: Dann bin ich auch gerne „Mitte 
rechts“. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Stamp. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, weitere Wortmeldungen zu diesem Tages-
ordnungspunkt sehe ich nicht, sodass wir am 
Schluss der Aussprache sind. 

Wir kommen zur Abstimmung und stimmen zunächst 
über den Gesetzentwurf ab. Der Ausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 17/1132, den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/751 unverändert anzunehmen. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf selbst und nicht über die Beschlussemp-
fehlung. Ich darf fragen, wer diesem Gesetzentwurf 
zustimmen möchte. – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP, der Fraktion 
der AfD und der fraktionslose Abgeordnete Neppe. 
Gibt es Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. 
Enthaltungen? – Bei Enthaltung der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist da-
mit der Gesetzentwurf Drucksache 17/751 mit dem 
gerade festgestellten Abstimmungsverhalten der 
Fraktionen in zweiter Lesung verabschiedet. 

(Lang anhaltender Beifall von der CDU und 
der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich lasse weiter 
über den Entschließungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 17/1211 abstimmen. 

Ich darf fragen, wer diesem Entschließungsantrag 
zustimmen möchte. – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der 
SPD. Gegenstimmen? – Das sind die Abgeordneten 
der Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP, der 
Fraktion der AfD und der fraktionslose Abgeordnete 
Neppe. Damit ist der Entschließungsantrag abge-
lehnt. 

Ich lasse drittens über den Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 17/1214 abstim-
men. Hier darf ich fragen, wer diesem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD zustimmen 
möchte. – Das sind die Abgeordneten der Fraktion 
der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Gegenstimmen? – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP und der 
Fraktion der AfD sowie der fraktionslose Abgeord-
nete Neppe. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist der Entschließungsantrag abge-
lehnt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am 
Ende des Tagesordnungspunktes 6. 

Ich rufe auf: 

7 Pakt für den Sport in NRW fortschreiben und 
weiterentwickeln – Förderung des gemein-
wohlorientierten Sports einmalig für sechs 
Jahre vereinbaren 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1123 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/1212 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der SPD dem Kollegen Markus 
Weske das Wort. Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

(Mehrere Abgeordnete verlassen den Saal.) 

Markus Herbert Weske (SPD): Wo geht es hin? Im 
Pakt für den Sport geht es natürlich auch um Lauf-
training, aber nicht ums Weglaufen. 

(Zurufe) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Pakt für den Sport, den die SPD-
geführte Landesregierung zuletzt vor fünf Jahren mit 
dem Landessportbund abgeschlossen hatte, ist ein 
voller Erfolg. Darüber sind wir uns hier im Hohen 
Hause sicherlich alle einig. 

Gerne erinnere ich an die Worte des Kollegen Holger 
Müller dazu, damals noch sportpolitischer Sprecher 
der CDU-Fraktion in diesem Hohen Hause. Er sagte: 
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